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Atommüll: 

In Thüringen spricht man 

wieder von den Altlasten 

des Uranbergbaus. Wie 

das neue Umweltministe-

rium damit umgeht, 

berichtet Frank Lange. 
Seite 6 

Atommüll: 

Das Bundesumweltminis-

terium gibt indirekt zu, 

daß im Schacht Asse 

viermal so viel Atommüll 

liegt wie bisher bekannt. 

Das berichtet Delef Zum 

Winkel.         Seite 8 

Katastrophenplanung: 

In Europa werden 

skandalös hohe 

radioaktive Belastungen 

der Nahrungsmittel im 

Falle eines neuen 

Atomunfalls erlaubt. 
Seite 14 

Buchmarkt: 

Unterschätzte 

Gesundheitsgefahren 

durch Röntgenstrahlung, 

Radioaktivität und 

Hochfrequenzstrahlung 

bei Radarsoldaten. 
Seite 20 

Mit dem Atomausstieg stellt 

sich die Frage, was mit dem 

Bauschutt der Kraftwerke pas-

siert, wenn sie abgerissen 

sind. Für den Reaktorblock I 

des Atomkraftwerks Neckar-

westheim ist diese Frage nun 

geklärt. Ein Teil des Bau-

schutts landet im Landkreis 

Ludwigsburg. Genauer: auf den 

Mülldeponien Am Froschgra-

ben in Schwieberdingen und 

auf der Deponie Burghof in 

Vaihingen/Enz. Das ist das 

Ergebnis der Verhandlungen 

zwischen der EnBW als 

Kraftwerksbetreiber, dem Um-

weltministerium des Landes 

Baden-Württemberg und den 

betroffenen Kreisen unter der 

Federführung des Landkreis-

tags. Das meldete die Stutt-

garter Zeitung am 14. August 

2015 auf ihrer Website.1 

Weitgehende Sicherheitsmaß-

nahmen seien zwar verspro-

chen, aber: „Die Begeisterung 

über die Nachricht hält sich 

bei mir in sehr engen Gren-

zen“, wird der Schwieberdin-

ger Bürgermeister Nico Laux-

mann zitiert. 

Dabei geht es um Bauschutt, 

der „freigemessen“ wurde, das 

heißt, der als nicht (mehr) ra-

dioaktiv deklariert wurde, weil 

er gewisse, in der Strahlen-

schutzverordnung festgelegte 

Konzentrationswerte an Radi-

oaktivität nicht überschreitet. 

Damit wird der Schutt zu 

normalem Abfall deklariert, 

für dessen Entsorgung die je-

weiligen Landkreise durch das 

Kreislaufwirtschaftsgesetz in 

der Pflicht sind. Insgesamt 

handelt es sich um 4.400 Ton-

nen freigemessenen Bauschutt, 

der beim Abriss des Reaktor-

blocks I des AKW Neckar-

westheim anfällt, berichtet die 

Stuttgarter Zeitung. Weil mit-

ten durch ihn die Gemar-

kungsgrenze verläuft, gehe ein 

Teil davon,  1.050 Tonnen,  an 

1 www.stuttgarter-

zeitung.de/inhalt.kreis-

ludwigsburg-muelldeponien-

lagern-akw-schutt.5eab8e63-

97d4-4ea2-a37e-

32e23d4b00be.html 

In eigener Sache 
 

Doppelnummer 
 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

Sie erhalten hiermit eine Aus-

gabe mit doppeltem Umfang 

von Strahlentelex mit Elektro-

smogReport für die Monate 

September und Oktober 2015. 

Die Redaktion reist nach Ja-

pan und will anschließend von 

dort berichten. Die nächste 

Ausgabe folgt dann wie ge-

wohnt am 1. Donnerstag des 

Monats November, also am 

5.11.2015. Wir bitten bis da-

hin um Geduld.  Th.D.  

den Landkreis Heilbronn, wäh-

rend rund 3.350 Tonnen im 

Kreis Ludwigsburg gelagert 

werden müssen. Bei dem Bau-

schutt handele es sich vor al-

lem um Reste des Verwal-

tungsgebäudes und um die Aus-

senhülle des Reaktors, wird er-

klärt. 

Der größte Teil des Bau-

schutts – etwa 325.000 Ton-

nen – ist Altmetall oder wird 

für den Straßenbau wieder-

verwendet, heißt es weiter. 

Bei weniger als einem Prozent 

handele es sich um radioak-

tiven Abfall, der in einem 

Strahlentelex, Th. Dersee, Waldstr. 49, 15566 Schöneiche b.Bln. 
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noch zu findenden Endlager 

untergebracht werden müsse, 

wird Friederike Eggstein, eine 

EnBW-Sprecherin, zitiert. 

„Mehr Transparenz“ soll 
es künftig sein 

Der freigemessene Bauschutt 

soll der Meldung zufolge in 

einem Zeitraum von zehn Jah-

ren in den Deponien Am 

Froschgraben und Burghof 

eingelagert werden und zwar 

vom Jahr 2017 an. Weil es in 

der Vergangenheit Proteste 

von Umweltschützern gegen 

Abfälle aus dem stillgelegten 

AKW Obrigheim gegeben hat, 

wollten die Beteiligten dieses 

Mal mehr Transparenz in das 

Verfahren bringen, heißt es. 

Eine Handlungsanleitung von 

Landkreistag und Städtetag 

sehe mehrfache Kontrollinstan-

zen vor, wird erklärt. So soll 

ein Sachverständiger der beim 

Umweltministerium angesie-

delten Atomaufsichtsbehörde die 

Freimessung der EnBW voll-

ständig statt wie bisher nur 

stichprobenartig kontrollieren. 

Und der Deponiebetreiber, die 

Abfallverwertungsgesellschaft 

des Landkreises (AVL) erhal-

te das Recht, einen eigenen 

unabhängigen Sachverständi-

gen zu bestellen, der die Mes-

sungen stichprobenartig kon-

trolliert. 

„Die Ausweitung der Kon-

trolldichte begrüßen wir, wenn 

es hilft, vor Ort das Sicher-

heitsgefühl zu erhöhen“, wird 

Umweltminister Franz Unter-

steller (Grüne) zitiert. Auch 

die Verpackung und Anliefe-

rung werde in dem Dokument 

genau geregelt. „Wir wollen 

der Bevölkerung zeigen, dass 

nur freigemessene Stoffe hier 

eingelagert werden“, wird Alb-

recht Tschackert, Leiter des 

Technik-Bereichs der AVL, 

zitiert. Die AVL wolle das 

Thema im Herbst in ihrem 

Aufsichtsrat besprechen und 

dann den Sachverständigen 

suchen. 

Auch Lübeck soll Bau-
schutt aus alten Atom-
kraftwerken deponieren 

Auch in Schleswig-Holstein 

macht man sich jetzt Gedan-

ken darüber, was mit den Ab-

rißmaterialien der Atomkraft-

werke geschieht, die nicht 

„endgelagert“ werden sollen. 

Wie das Online-Magazin der 

Lübecker Nachrichten am 15. 

August 2015 meldete2, hat 

sich Umweltminister Robert 

Habeck (Grüne) jetzt an die 

kommunalen Spitzenverbän-

de, Entsorgungsverbände und 

die Kernkraftbetreiber ge-

wandt, um möglichst noch in 

diesem Jahr eine gemeinsame 

Entsorgungsvereinbarung, zu 

schließen. Bürger, Kommu-

nen, Politik, Umweltverbände 

und Betreiber sollen frühzeitig 

in eine gemeinsame Planung 

einbezogen werden, „um mög-

lichen Ängsten in der Bevöl-

kerung vorzubeugen“. Der 

Bauschutt soll regional besei-

tigt und nicht in andere Bun-

desländer gebracht werden. 

Bei den kerntechnischen An-

lagen in Schleswig-Holstein 

handelt es sich um Brokdorf, 

Brunsbüttel, Krümmel und den 

Forschungsreaktor in Geest-

hacht. 

Als erstes soll hier das Atom-

kraftwerk Brunsbüttel zurück-

gebaut werden. Das Genehmi-

gungsverfahren läuft gerade, 

das Ministerium rechnet 2017 

mit einer Abrißgenehmigung, 

wird berichtet. Die Baumaß-

nahmen würden laut Ministe-

rium frühestens Mitte der 

2020er Jahre beginnen. Ha-

beck spricht von rund 300.000 

Tonnen Material, aus denen 

ein Atomkraftwerk besteht. 

Der Anteil „endzulagernder“ 

hochaktiver radioaktiver Ab-

fälle betrage wenige Prozent. 

Das allermeiste Material kön-

ne recycelt und wiederverwer-

tet werden, etwa im Straßen-

bau, erklärte der grüne Minis-

ter in einem Interview mit den 

Lübecker Nachrichten.3 Ein 

                                                  
2 Kai Dordowsky: Lübeck soll Bau-

schutt aus alten Atomkraftwerken 

deponieren, LN ONLINE, 15.8.2015, 

www.ln-

online.de/Lokales/Luebeck/Luebe

ck-soll-Bauschutt-aus-alten-

Atomkraftwerken-deponieren  
3 Robert Habeck / Kai Dordows-

ky: „Was deponiert wird, ist unge-

fährlich“, LN ONLINE, 15.8.2015, 

anderer, kleinerer Teil, müsse 

deponiert werden.  

Diese Stoffe, die nicht wie-

derverwertet werden können, 

sollen auf die normalen (Haus-

müll-)Deponien im Land ver-

teilt werden. 14 Anlagen in 

Schleswig-Holstein seien da-

für geeignet, heißt es, darunter 

die Deponie Niemark in 

Lübeck, die noch Platz für ei-

ne Million Tonnen Abfall ha-

be. Über konkrete Standorte 

spreche aber das Umweltmi-

nisterium noch nicht, wird er-

klärt, und die Entsorgungsbe-

triebe Lübeck (EBL), die 

Niemark betreiben, geben der-

zeit keine Stellungnahme ab. 

Stellungnahme des 
Öko-Instituts 

Als Sachverständige zu diesen 

Fragen bieten sich die Mitar-

beiter des Öko-Institut e.V. in 

Darmstadt an. Mit Datum vom 

3. August 2015 legten sie eine 

im Auftrag der Abfallwirt-

schaftsgesellschaft des Neckar-

Odenwald-Kreises mbH (AWN) 

in Buchen-Sansenhecken erar-

beitete Stellungnahme zur Frei-

gabe und Deponierung von 

Abfällen aus dem Kernkraft-

werk Obrigheim vor.4 Als Au-

tor verantwortlich zeichnet der 

Diplom-Physiker Christian Küp-

pers und als Mitarbeiter ist der 

Diplom-Biologe Mathias Stein-

hoff genannt. 

Die Bedingungen der geplan-

ten Lagerung von rund 3.000 

Tonnen Abfällen aus dem 

Rückbau des Kernkraftwerks 

Obrigheim entsprechen den 

Anforderungen der Strahlen-

schutzverordnung, testiert da-

rin Küppers. Die Festlegungen 

des Umweltministeriums Ba-

den-Württemberg sowie zu-

sätzliche Handlungsanleitun-

gen des Landkreistags Baden-

                                                  
www.ln-

online.de/Lokales/Luebeck/Was-

deponiert-wird-ist-ungefaehrlich  
4 Öko-Institut e.V.: Stellungnahme 

zu konzeptionellen Fragen der Frei-

gabe zur Beseitigung auf einer De-

ponie bei Stilllegung und Abbau 

des Kernkraftwerks Obrigheim 

(KWO), Darmstadt 03.08.2015, 

http://www.oeko.de/oekodoc/236

6/2015-532-de.pdf  

Württemberg an Kraftwerks- 

und Deponiebetreiber würden 

darüber hinaus gewährleisten, 

daß eine mögliche Strahlenbe-

lastung weiter reduziert wer-

de. Damit werde die Wahr-

scheinlichkeit minimiert, daß 

Material an die Deponie ange-

liefert wird, das die Freigabe-

werte der Strahlenschutzver-

ordnung überschreitet. 

Der Ausstieg aus der Kern-

energie und die damit verbun-

dene Stilllegung der Kern-

kraftwerke stellen sowohl eine 

technische als auch eine ge-

sellschaftliche Herausforde-

rung dar, erläutert Küppers in 

einer ergänzenden Mitteilung 

vom 5. August 2015. So sei 

die Öffentlichkeit besorgt, ob 

der Abfall aus dem Abriss der 

Kernkraftwerke ordnungsge-

mäß entsorgt wird und ob 

Strahlenbelastungen weitestmög-

lich vermieden werden. Des-

halb sei laut Strahlenschutz-

verordnung für die Entsor-

gung eine sogenannte Freiga-

be des Abfalls erforderlich. Es 

würden nur solche Materialien 

und Gebäudeteile freigemes-

sen, bei denen die verbleiben-

de Radioaktivität so niedrig 

sei, daß sie innerhalb interna-

tional akzeptierter Grenzen 

liege. Nach dem so genannten 

de-minimis-Konzept müssten 

damit Risiken für schwere Er-

krankungen in der Größen-

ordnung von 1:10 Millionen 

pro Jahr liegen. Für eine Per-

son bedeute das, daß sie ma-

ximal einer Strahlendosis im 

Bereich von 10 Mikrosievert 

pro Jahr ausgesetzt sein dürfe. 

Die Deponie Buchen-Sansen-

hecken erfüllt dem Gutachten 

Küppers und seinem Öko-

Institut zufolge die Anforde-

rungen, die die Strahlenschutz-

verordnung an Deponien stellt, 

auf die zur Beseitigung frei-

gegebene Abfälle verbracht 

werden dürfen. Durch die zu-

sätzlichen Maßnahmen, die 

das Land Baden-Württemberg 

ergriffen habe, seien für die 

Bevölkerung im Umfeld der 

Deponie Buchen-Sansenhecken 

nur Strahlenbelastungen deut-

lich unterhalb der „de-mini-

mis-Dosis“ zu erwarten. Auch 

http://www.ln-online.de/Lokales/Luebeck/Luebeck-soll-Bauschutt-aus-alten-Atomkraftwerken-deponieren
http://www.ln-online.de/Lokales/Luebeck/Luebeck-soll-Bauschutt-aus-alten-Atomkraftwerken-deponieren
http://www.ln-online.de/Lokales/Luebeck/Luebeck-soll-Bauschutt-aus-alten-Atomkraftwerken-deponieren
http://www.ln-online.de/Lokales/Luebeck/Luebeck-soll-Bauschutt-aus-alten-Atomkraftwerken-deponieren
http://www.ln-online.de/Lokales/Luebeck/Was-deponiert-wird-ist-ungefaehrlich
http://www.ln-online.de/Lokales/Luebeck/Was-deponiert-wird-ist-ungefaehrlich
http://www.ln-online.de/Lokales/Luebeck/Was-deponiert-wird-ist-ungefaehrlich
http://www.oeko.de/oekodoc/2366/2015-532-de.pdf
http://www.oeko.de/oekodoc/2366/2015-532-de.pdf
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das geschätzte Abfallaufkom-

men hält das Öko-Institut für 

realistisch. 

Kommentar: 

Desinformation durch die 
Politik und 
Fehlkalkulation des Öko-
Instituts 

„Das, was in Jahren deponiert 

werden muss, ist ungefährlich. 

Nur wenn das durch Messun-

gen nachgewiesen ist, darf der 

Bauschutt auf einer Deponie 

entsorgt werden“, erklärt der 

grüne Umweltminister Robert 

Habeck in Schleswig-Holstein 

im Interview mit der Lübecker 

Zeitung. Und er versteigt sich 

zu der unsinnigen Behauptung: 

„Die Freigabewerte liegen un-

terhalb dessen, was in der Um-

gebung an natürlicher Strah-

lung vorkommt.“ Tatsächlich 

beziehen sich die „Freigabe-

werte“ der Strahlenschutzver-

ordnung, das sind Radionuk-

lidkonzentrationen von mehr 

als 300 Radionukliden und 

Isotopen, hauptsächlich auf 

solche nicht natürlichen Ur-

sprungs. Und diese werden in 

der Freigabepraxis bis auf vier 

oder fünf Indikatornuklide 

auch nicht weiter kontrolliert. 

Allein das erste Radionuklid 

in der Liste der Strahlen-

schutzverordnung, der Beta-

Strahler Tritium mit mehr als 

12 Jahren Halbwertzeit, darf 

zur uneingeschränkten, weiter-

hin unkontrollierten Freigabe 

noch je Kilogramm mit einer 

Million radioaktiver Zerfälle 

pro Sekunde (Becquerel) strah-

len. Zur Ablagerung auf den 

Deponien dürfen es sogar 60 

Millionen Becquerel pro Kilo-

gramm sein. „Natürlich“ wären 

weniger als 2 Becquerel pro 

Kilogramm. 

Küppers und sein Mitarbeiter 

setzen ein „Risiko für schwere 

Erkrankungen“ von 1 zu 10 

Millionen mit einer Strahlen-

dosis von 10 Mikrosievert pro 

Jahr (µSv/a) gleich. Das soll 

heißen: Bei einer Strahlenbe-

lastung aus den „freigemesse-

nen“ und freigesetzten Atom-

abfällen in Höhe von 10 µSv 

jährlich, wie das die Strahlen-

schutzverordnung deklariert, 

soll eine schwere Erkrankung 

unter 10 Millionen Menschen 

zu erwarten sein. Küppers und 

sein Öko-Institut finden das 

akzeptabel, weil das „interna-

tional akzeptiert“ sei. „Inter-

national akzeptiert“ ist das 

von internationalen Organisa-

tionen wie der Internationalen 

Atomenergie-Agentur (IAEA), 

der Internationalen Strahlen-

schutzkommission (ICRP) und 

dem Komitee der Vereinten 

Nationen für die Wirkungen 

der Atomstrahlung (UNSCEAR), 

in denen sich die Vertreter der 

Atomlobby und der Strahlen-

anwender tummeln. Die Welt-

gesundheitsorganisation (WHO) 

hat zudem die Federführung 

für diesen Bereich per Vertrag 

an die IAEA abgegeben. 

Bei der Entwicklung des so-

genannten. 10 Mikrosievert-

(µSv)-Konzepts durch die 

IAEA im Jahr 1998 wurde 

noch von einem Risikofaktor 

für Krebssterblichkeit von 

0,0125 pro Sievert (Sv) aus-

gegangen. Dies entspricht dem 

Ansatz eines Risikos bei einer 

Strahlendosis von 10 µSv von 

circa 1:10 Millionen.  

Auf dieser Grundlage wurden 

dann auch seither die Grenz-

werte für die Freigabe abgelei-

tet. Nachdem allerdings die 

ICRP im Jahr 2007 den Risi-

kofaktor auf das Fünffache auf 

0,055 pro Sv für die Gesamt-

bevölkerung im Jahr 2007 an-

gehoben hatte (ICRP 103), 

wurde jedoch das 10 µSv-

Konzept nicht auf ein dem ent-

sprechenden 2 µSv-Konzept 

revidiert. 

Nach der geringstmöglichen 

Schätzung aus den Daten von 

Hiroshima und Nagasaki kom-

men nicht unmittelbar tödlich 

verlaufende Krebserkrankun-

gen in ähnlicher Größenord-

nung und ein Mehrfaches an 

Nicht-Krebserkrankungen so-

wie Stoffwechselstörungen und 

Herz-Kreislauf-Erkrankungen 

hinzu. Unabhängige Wissen-

schaftler haben dabei noch 10 

mal höhere Risikowerte ermit-

telt. Bezogen auf die gesamte 

Bevölkerung in Deutschland 

sind also künftig 44 bis 440 

zusätzliche Krebstodesfälle jähr-

lich zu erwarten, wenn weiter 

wie bisher mit der Freigabe, 

dem Recycling und der Frei-

setzung von Abfällen aus den 

Atomkraftwerken verfahren 

wird – von weiteren nicht töd-

lichen Krebserkrankungen so-

wie von Stoffwechselstörun-

gen und Herz-Kreislauferkran-

kungen etc. sowie teratogenen 

und genetischen Schäden ganz 

abgesehen.5 

An dieser Stelle wäre eine kri-

tische Auseinandersetzung mit 

der Ableitung der Grenzwerte 

zur Freigabe erforderlich. Küp-

pers und das Öko-Institut hin-

gegen folgen den Vorgaben 

der IAEA, der ICRP und der 

deutschen Strahlenschutzkom-

mission (SSK), bei der Küp-

pers Mitglied ist. Im Gutach-

ten wird das Problem, daß 

sich die Bezugsbasis der Risi-

kobewertung geändert hat. 

durch die Verwendung des 

Wortes „Größenordnung“ über-

gangen. Mehr noch, das Strah-

lenrisiko sei durch die „Un-

schärfe der Begrenzung auf 

einige 10 µSv abgedeckt“ (S. 

3). Tatsächlich dient diese ar-

gumentative Verwischung je-

doch nicht dem Ziel, Konzep-

te zu entwickeln, die auf eine 

Minimierung abzielen. Hier 

konkret wurden eigentlich 

dem Konzept von IAEA und 

ICRP immanente Korrekturen 

(geringere Grenzwerte bei hö-

herem Risikofaktor) nicht 

nachvollzogen. Auf diese Tat-

sache weist Küppers nicht hin.  

Ein weiterer Schwachpunkt 

der gesamten Freigabekonzep-

te und so auch der Stellung-

nahme des Öko-Instituts ist 

das gesamte Mengengerüst 

der freizugebenden Materia-

lien. Ursprünglich ging man 

von insgesamt wenigen 1000 

Tonnen im Jahr aus, die auf 

eine Vielzahl von Deponien 

verteilt werden könnte. Doch 

schon im Jahr 2000 bemerkte 

das Bundesumweltministeri-

um, daß sich gemäß dem da-

                                                  
5 vergl. Strahlentelex 676-677 v. 

5.3.2015, S. 3ff (Der Umgang mit 

Atommüll in Deutschland) 

www.strahlentelex.de/Stx_15_67

6-677_S01-06.pdf  

maligen „Ausstiegskonsens“ 

die jährlichen Mengen der Ab-

rissmaterialien nicht nur ver-

vielfachen können, sondern sich 

dies im Takt des Abschaltens 

der Anlagen auch zeitlich en-

ger darstellen kann sowie daß 

hierbei auch wirtschaftliche 

Erwägungen einbezogen wer-

den müssen.6 

Die damaligen Entwickler der 

Freigabekonzepte, G. Schaller 

und J. Poschner, stellten denn 

auch bei einem Kongress des 

Fachverbandes für Strahlen-

schutz fest, dass man diese 

Freigabewerte auf die nun-

mehr absehbar größeren Men-

gen gar „nicht anwenden kön-

ne, bei Deponierung großer 

Mengen an kontaminiertem 

Bauschutt, der beim Abriss 

einer kerntechnischen Anlage 

in einer Größenordnung von 

10.000 Tonnen (Mg) anfällt. 

Hier sind die den Richtwerten 

zugrundeliegenden Rahmen-

bedingungen, insbesondere der 

Begrenzung der Abfallmengen 

nicht erfüllt.7  

Auch das Bundesamt für Strah-

lenschutz stellte in seinen 

Leitlinien für Strahlenschutz 

fest, daß das freie Freigabe-

konzept ohne weitere Nach-

verfolgung und Registrierung 

der als „nicht-radioaktiv“ de-

klarierten strahlenden Abfälle 

nicht mehr den Zielen des 

Strahlenschutzes entsprechen 

würde. Man müsse entweder 

die Grenzwerte überprüfen 

oder eine genauere Kontrolle 

und Nachverfolgung umset-

zen. Beides war und ist jedoch 

nicht im Sinne der Betreiber 

von Atomkraftwerken, wenn 

diese zum Abrissunternehmen 

ihrer Anlagen werden. 

Dabei ist auch gemäß der Strah-

lenschutzverordnung nicht aus-

zuschließen, daß auf einer 

                                                  
6 www.bmub.bund.de/fileadmin/

Daten_BMU/Download_PDF/Str

ahlenschutz/strlschv_novelle_200

1_freigabe.pdf  
7 Schaller, Poschner, Abgabe ra-

dioaktiver Abfälle als konventio-

nelle Abfälle und Freigabekrite-

rien, in: Hrsg. Fachverband für 

Strahlenschutz, Entsorgung: Wie-

derverwertung- Beseitigung, Band 

I, S. 73 

http://www.strahlentelex.de/Stx_15_676-677_S01-06.pdf
http://www.strahlentelex.de/Stx_15_676-677_S01-06.pdf
http://www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Strahlenschutz/strlschv_novelle_2001_freigabe.pdf
http://www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Strahlenschutz/strlschv_novelle_2001_freigabe.pdf
http://www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Strahlenschutz/strlschv_novelle_2001_freigabe.pdf
http://www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Strahlenschutz/strlschv_novelle_2001_freigabe.pdf
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Deponie atomarer Abrissabfall 

aus mehreren Anlagen zu-

gleich oder nacheinander ab-

gelagert wird. Es ist auch 

nicht ausgeschlossen, daß Ab-

fälle nach Regeln der einge-

schränkten Freigabe8 zusätz-

lich zu Abfällen nach unein-

geschränkter Freigabe, bei der 

also keine weitere Kontrolle 

und Registrierung erfolgt9, zu-

sammen in der gleichen De-

ponie oder Müllverbrennungs-

anlage landen.  

Schon bald nach Verabschie-

dung der Strahlenschutzver-

ordnung im Jahr 2001 sowie 

nach verschiedenen Änderun-

gen von Abfallgesetzen und 

der Deponieverordnung wurde 

daher klar, daß das bisherige 

Konzept nicht mehr passt. Die 

Revision gab zugleich Gele-

genheit, mit dem Verweis auf 

höhere Anforderungen zur 

Bodenabdichtung und Abde-

ckung von Deponien neue Ka-

tegorien für die eingeschränk-

te Freigabe atomaren Ab-

rissabfalls mit zwei neuen 

Klassen (bis zu 100 Tonnen 

pro Jahr und bis zu 1000 Ton-

nen pro Jahr) einzuführen. 

Hierzu wurde eine neue um-

fängliche Modellierung mit 

zahlreichen Transferfaktoren 

erstellt, aus der schließlich die 

Strahlenschutzkommission im 

Jahr 200610 neue Empfehlun-

gen für Grenzwerte aufstellte. 

Die dieser Empfehlung zu-

grundeliegende Untersuchung 

des Massenaufkommens aus 

dem absehbar kommenden 

Abriss von Atomkraftwerken 

sowie den zur Verfügung ste-

henden Kapazitäten von De-

ponien oder Müllverbren-

nungsanlagen, wurde jedoch 

nicht veröffentlicht. Der we-

sentliche Bericht von Thier-

feldt und Wörlen von der Fir-

ma Brenk Systemplanung 

GmbH im Auftrag des Bun-

desumweltministeriums11 und 

                                                  
8 § 29 (2) Ziffer 2 StrlSchV 
9 § 29 (2) Ziffer 1 StrlSchV 
10 SSK: Freigabe von Stoffen zur 

Beseitigung; Empfehlungen der 

SSK, 213.Sitzung, 6.12.2006, 

Heft 54, 2007 
11 Bericht zum BMU Vorhaben 

StSch 4279, Aachen 2004 

dessen Modellansätze sind 

daher einer öffentlichen Prü-

fung und Diskussion nicht zu-

gänglich.12  

Auf dieser Untersuchung der 

Mengengerüste beruhen also 

die Grenzwerte zur beschränk-

ten Freigabe, die die Strahlen-

schutzkommission empfohlen 

hatte und die weitgehend in 

die Novelle der Strahlen-

schutzverordnung im Jahr 

2011 übernommen wurden.13  

Was Küppers nun breit in sei-

ner Stellungnahme zitiert, sind 

schlicht nur die Vorgaben der 

Strahlenschutzverordnung. So 

zum Beispiel, daß Deponien 

eine Basisabdichtung haben 

müssen und eine Kapazität 

von über 10.000 Tonnen im 

Jahr (Mittel über drei Jahre) 

aufweisen müssen.14 Im Mo-

dell der Strahlenschutzkom-

mission (SSK 2007) ist hinge-

gen von einer Referenzdepo-

nie von 60.000 Tonnen Haus-

müll im Jahr ausgegangen 

worden. Dies sei der Mittel-

wert der nach 2005 zu erwar-

tenden Kapazitäten in Deutsch-

land, die das Umweltbundes-

amt im Jahr 2000 geschätzt 

hatte. Es wäre nun sinnvoll 

gewesen, diese Annahmen bei 

der Ableitung der Freigabe-

grenzwerte mit den realen Be-

dingungen auf der Deponie 

Buchen-Sansenhecken zu ver-

gleichen. So wurde auch 

durch die Strahlenschutzkom-

mission unterstellt, daß beim 

Transport von 1000 Tonnen 

im Jahr drei Fahrer eingesetzt 

werden und auf der Deponie 

drei Trupps á zwei Personen 

eingesetzt werden. Man sieht, 

                                                  
12 Die Firma Brenk Systempla-

nung GmbH und der dort be-

schäftigte Dr. Thierfeldt sind 

auch Gutachter im Auftrag von 

AKW-Betreibern zur Beurteilung 

der Einhaltung der Freigabe-

grenzwerte beim Abriss von 

AKWs 
13 siehe Hierzu auch Wolfgang 

Neumann, INTAC, Hannover – 

Freigabe radioaktiver Reststoffe, 

i.A. des BUND 2014, 

http://www.bund.net/themen_und

_projekte/atomkraft/nach_dem_a

bschalten/freimessung/  
14 StrlSchV Anlage IV, Teil C 3 

wie hier das 10 µSv-Konzept 

nur eingehalten werden kann, 

wenn man unterstellt, daß die 

mögliche Strahlendosis auf 

mehrere Personen verteilt 

wird. 

Es wäre also erforderlich, sich 

in einem Gutachten nicht ein-

fach auf die Empfehlungen 

der Strahlenschutzkommission 

zu berufen, die auf einem 

Mengengerüst und Modellan-

nahmen beruhen, die nicht ver-

öffentlicht wurden, sondern 

diese Inkonsistenzen der An-

nahmen genauer zu betrach-

ten. Die Feststellung, daß das 

10 µSv-Konzept bei Einhal-

tung der Regelungen des Frei-

gabebescheides eingehalten 

würde (Stn. 3.2.2 S. 15) ist 

daher tautologisch, da die 

Grenzwerte nach der Strahlen-

schutzverordnung eben so de-

finiert sind. Wie knapp aber 

die Grenzwerte bezogen auf 

das 10 µSv-Konzept im Rah-

men getroffener Modelle an-

gesetzt sind, zeigt die Berech-

nung von Küppers (Kap 3.2.2) 

bei der zusätzlich zur unter-

stellten Einhaltung des 10 

µSv-Konzepts noch weitere 

„dosisreduzierende“ Maßnah-

men unterstellt wurden. Selbst 

in diesem Fall werden jedoch 

bei Cobalt-60 und Cäsium-

137 der Grenzwert von 10 

µSv pro Jahr für die Beschäf-

tigten auf der Deponie bei der 

Ablagerung erreicht oder 

leicht überschritten sowie für 

Nickel-63 und Uran-238 bei 

der Bevölkerung für den Pfad 

Grundwasser-Brunnenwasser. 

Es bleibt daher ein Rätsel, wie 

man ohne zusätzliche Maß-

nahmen bei diesen Berech-

nungen behaupten kann, das 

10 µSv-Konzept wäre ohnehin 

eingehalten. Nur wenn zusätz-

lich angesetzt wird, daß es ei-

ne Verteilung verschiedener 

Radionuklide mit verschiede-

nen Grenzwerten gibt (Nuk-

lidvektor) ergeben sich rech-

nerisch Strahlendosen im Be-

reich von 3,4 bis 8,4 µSv pro 

Jahr für die Beschäftigten auf 

der Deponie und von 2,8 bis 

5,7 µSv pro Jahr für die Be-

völkerung. Dies zeigt, wie 

knapp und ohne vorsorgenden 

Sicherheitsabstand der Strah-

lendosen dieses Konzept und 

seine Anwendung ist, wo doch 

ein Vorsorgewert von etwa 

0,25 µSv pro Jahr – also 40 

mal geringer als derzeit ange-

setzt – angestrebt werden soll-

te.15  

Etwas merkwürdig wirken da 

neue Vorgaben der „Hand-

lungsanleitung zur Entsorgung 

von freigemessenen Abfällen 

auf Deponien in Baden-

Württemberg“.16 Es sollten 

nicht nur Stichproben zur 

Kontrolle der Freimessungen 

erfolgen, sondern eine voll-

ständige Dokumentation. Dies 

ist aber gemäß Paragraph 29 

(3) der Strahlenschutzverord-

nung ohnehin für jede freizu-

gebende Masse oder Teilmas-

se vorgeschrieben. Etwas 

skurril wirkt, daß die Messun-

gen zur Freigabe mit einem 

„Bildaufzeichnungssystem“ ge-

filmt werden sollen und nach 

Prüfung durch einen Sachver-

ständigen an den Deponie-

betreiber zur Aufbewahrung 

übergeben werden. Man er-

hofft sich hierdurch ein Mehr 

an Vertrauen, wo man doch 

dem AKW-Betreiber und sei-

nen Mitarbeitern unterstellt, 

durch Manipulationen am Mess-

gut oder Messgerät falsche 

Messungen zu erstellen. Über-

sehen wird dabei, daß die Ma-

nipulationen der Methodik 

schon an anderer Stelle erfolgt 

sind oder möglich sind. 

Neben der hier beschriebenen 

Kritik an den anzulegenden 

Grenzwerten ist es erforder-

lich, die Messmethodik und 

Messgenauigkeit genauer zu 

betrachten. Durch den Ansatz 

einer maximalen Fehlerwahr-

scheinlichkeit von 5 Prozent 

wird von vornherein zugelas-

sen, daß in 5 Prozent der Mes-

sungen eigentlich eine Grenz-

wertüberschreitung vorliegt, 

diese aber als solche nicht 

                                                  
15 vgl. Schmitz-Feuerhake Kap. 

5.5.1. Ionisierende Strahlung, in 

Leitlinien Menschliche Gesund-

heit, UVP-Gesellschaft e.V. Hrsg. 

Hamm 2014 
16 Landkreistag und Städtetag 

Baden-Württemberg, 4.8.2015 

http://www.bund.net/themen_und_projekte/atomkraft/nach_dem_abschalten/freimessung/
http://www.bund.net/themen_und_projekte/atomkraft/nach_dem_abschalten/freimessung/
http://www.bund.net/themen_und_projekte/atomkraft/nach_dem_abschalten/freimessung/
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nachgewiesen wird. Es wird in 

der Regel nur eine Messung 

pro freizugebendes Messgut 

durchgeführt. Eine Fehlersta-

tistik im Sinne der Gauss-

schen Statistik würde hinge-

gen mehrere Messungen er-

fordern. Stattdessen wurde im 

System des Strahlenschutzes 

eine spezielle Statistik an-

gesetzt und auch in Normen 

eingeführt, die es erlaubt –

unter bestimmten Annahmen 

wiederum – nur eine Messung 

durchzuführen, die zudem ei-

ne Abschätzung des Messfeh-

lers mitliefert (Bayes`sche 

Statistik). Doch auch in die-

sem Fall ist die Messsicher-

heit durch die Vorgabe des 

maximalen Fehlers gegeben. 

Wer an diesem Punkt die 

Messsicherheit (und das Ver-

trauen) erhöhen will, muß 

nicht primär auf Videoauf-

zeichnungen setzen, sondern 

sollte die Messgenauigkeit auf 

1 Prozent Irrtumswahrschein-

lichkeit, nämlich durch länge-

re Messzeiten erhöhen. 

Die Stellungnahme des Öko-

Instituts e.V. zur Freigabe und 

Deponierung von als nicht-

radioaktiv deklarierten strah-

lenden Abfällen aus dem 

AKW Obrigheim beschränkt 

sich auf den von der IAEA, 

der ICRP und der Strahlen-

schutzverordnung vorgegeben 

Rahmen. Es lässt jegliche kri-

tische Prüfung der von der 

Atomwirtschaft oder den je-

weiligen Bundesregierungen 

oder ihren Kommissionen ge-

troffenen Annahmen und Vo-

raussetzungen zum Strahlen-

schutz des sogenannten 10 

µSv-Konzeptes vermissen. Auf-

grund höherer Risikofaktoren 

sowie des Ansatzes von Vor-

sorgekonzepten wäre mindes-

tens ein Zielwert von 0,25 

µSv pro Jahr folgerichtig. 

Auch die in der EU Richtlinie 

zu den Grundlagen des Strah-

lenschutzes17 vorgegeben Grenz-

werte zur uneingeschränkten 

Freigabe liegen um das 10- bis 

100-fache geringer als die 

Grenzwerte zur eingeschränk-

ten Freigabe von Mengen bis 

                                                  
17 EURATOM Richtlinie 2013/59 

100 bzw. 100 Tonnen pro Jahr 

auf Deponien nach der Strah-

lenschutzverordnung.  

Daß diese Grenzwerte für die-

se besonderen Fälle, eben um 

pro AKW einige 10.000 Ton-

nen Material nicht anderweitig 

in speziellen Lagerstätten la-

gern zu müssen, sondern dies 

auf normalen Deponien unter-

zubringen, höher sein können, 

dafür wurden Modelle und 

Annahmen über die Mengen-

gerüste getroffen. Diese sind 

jedoch weder veröffentlicht 

noch wurden diese einer öf-

fentlichen Debatte und Prü-

fung unterzogen. 

Alle diese Hinweise hätte man 

sich auch seitens des Öko-

Institutes e.V. erwartet, das 

vor über 30 Jahren insbeson-

dere ausgehend von der Anti-

AKW- und Strahlenschutzbe-

wegung gegründet wurde, um 

eine unabhängige wissen-

schaftliche Expertise anbieten 

zu können. Die jetzt vorgeleg-

te Stellungnahme dieses Insti-

tuts zeigt zwar eine hohe fach-

liche Kompetenz auf dem 

komplexen Gebiet der Kon-

struktionen, Ableitungen und 

Berechnungen der Strahlendo-

sen innerhalb des durch zahl-

reiche Annahmen, Bedingun-

gen und Setzungen bestimm-

ten Gebietes der Freigabe als 

nicht-radioaktiv deklarierten 

Atommülls aus dem Abriss 

von AKWs. Die Stellungnah-

me beschränkt sich indes völ-

lig auf diesen in sich ge-

schlossenen Argumentations-

komplex, bei dem die Atom-

wirtschaft selbst wesentlich an 

der Erstellung der Grenzwerte 

und der Modelle beteiligt war. 

Er wird vom Öko-Institut e.V. 

ohne jeglichen Hinweis auf 

kritische Punkte übernommen 

und bestätigt der Atomwirt-

schaft nun schlicht die Einhal-

tung ihrer Konzepte. 

Somit kann diese Stellung-

nahme auch in Verbindung 

mit der kommunalen „Hand-

lungsanleitung“ nicht dazu 

beitragen, das Vertrauen in ei-

ne Vorgehensweise zu stär-

ken, die ersichtlich nicht an 

der Minimierung der Strah-

lendosen für Arbeiter und Be-

völkerung orientiert ist. Selbst 

unter Ansatz von Maßnahmen 

über einem als Normalität un-

terstellten Vorgehen bei der 

Freigabe werden Strahlendo-

sen von 2 bis 8 µSv pro Jahr 

errechnet, die ein deutlich hö-

heres Strahlenrisiko bedingen, 

als das mit 1:10 Millionen 

durch die IAEA und das Öko-

Institut angesetzt wurde. 

Wenn das Öko-Institut immer 

wieder in der Stellungnahme 

betont, daß diese Strahlenbe-

lastung doch so niedrig sei 

und so gering, daß man sich 

nicht um solche „Kleinigkei-

ten“ kümmern müsse, dann ist 

dies schlicht der Originalton 

der IAEA, die seit Jahrzehnten 

die Strahlenrisiken kleinredet. 

Die Autoren Küppers und 

Steinhoff beziehen sich auf 

einen Kenntnisstand der ICRP 

von 1977. Das ist jetzt 38 Jah-

re her. Dies erfolgt mit dem 

Wissen, daß es eine laufende 

Diskussion über neue Er-

kenntnisse der Forschung zu 

höheren Strahlenrisiken gibt 

und daß Grenzwerte gerade 

bei der Freigabepraxis gezielt 

„aufgerundet“ wurden.18 Ra-

dioaktive Strahlen sind un-

sichtbar. Mit der Freigabere-

gelung werden diese zusätz-

lich verschleiert. 

Das Öko-Institut verkennt zu-

dem, daß es bei der Freigabe 

von als nicht-radioaktiv dekla-

riertem Atommüll aus dem 

Abriss von Atomkraftwerken 

um die Belastung eines mög-

licherweise größeren Teils der 

Bevölkerung geht, der auf-

grund der Nicht-Deklaration 

von dieser zusätzlichen Strah-

lenbelastung gar nichts weiß 

und auch nichts wissen soll. 

Eine Rechtfertigung hierfür 

                                                  
18 Werner Neumann hatte ge-

zeigt, daß die Freigabepraxis in 

Wirklichkeit auch 1.000-fach hö-

here Strahlendosen als die dekla-

rierten 10 µSv pro Jahr zuläßt 

Werner Neumann: Bis zu 1.000-

fach höheres Strahlenrisiko bei 

der Freigabe von Atommüll aus 

dem Abriss von Atomkraftwer-

ken, Strahlentelex 662-663 v. 

7.8.2014, S. 1-8,  

www.strahlentelex.de/Stx_14_66

2-663_S01-08.pdf 

liegt im Sinne eines grund-

legenden Prinzips des Strah-

lenschutzes nicht vor. Denn 

Alternativen wurden erst gar 

nicht geprüft, auch nicht im 

Rahmen des Genehmigungs-

verfahrens. Die Regelung, daß, 

wenn überhaupt, nur eine Um-

weltverträglichkeitsprüfung für 

die erste Phase der Genehmi-

gung eines AKW-Abrisses er-

folgen soll, wurde zeitgleich 

mit der Einführung der Frei-

gaberegelung in die Strahlen-

schutzverordnung vom Bun-

destag beschlossen. In den 

Verfahren selbst hat sich in-

zwischen gezeigt, daß AKW-

Betreiber und Behörden ge-

nauere Informationen über 

Abrissschritte und Freigaben 

nur untereinander ausmachen 

wollen. Die Frage, ob die An-

sätze und Begründungen zur 

Ableitung der Grenzwerte der 

Freigabe noch aufrechtzuer-

halten sind, wird systematisch 

ausgeklammert. 

Es wird jedoch nicht auf die 

schon im Jahr 2000 durch 

BUND und Gesellschaft für 

Strahlenschutz19 sowie seit 

2014 vermehrt durch den 

BUND vorgetragenen Hin-

weise eingegangen, daß es bei 

der Ableitung der Grenzwerte 

zur Freigabe radioaktiver 

Reststoffe sowohl bei den Ri-

sikofaktoren als auch bei den 

Mengenannahmen deutlichen 

Bedarf gibt, die bei der Ablei-

tung unterstellten Annahmen 

sowie Aufrundungen usw. ei-

ner kritischen Revision zuzu-

führen.18 Es ist klar, daß bei 

einer erforderlichen Senkung 

der Grenzwerte um das 5-, 10- 

oder sogar 100-fache das ge-

samte Konstrukt der Freigabe-

regelung auch insofern ins 

Rutschen kommen würde, als 

dann eine weitaus geringere 

Abfallmenge in die Freigabe 

gehen würde und statt dessen 

anderweitige „End“-Lagerungs-

möglichkeiten gesucht werden 

müssten. Dieses Thema sollte 

zwar auch in der Kommission 

zum Standort-Auswahlgesetz 

                                                  
19 Strahlengefahr für Mensch und 

Umwelt, Otto Hug Strahleninsti-

tut, Bericht 21-22, 2000, ISSN 

0941-0791. 

http://www.strahlentelex.de/Stx_14_662-663_S01-08.pdf
http://www.strahlentelex.de/Stx_14_662-663_S01-08.pdf
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„auf den Tisch“, wird aber 

bislang noch ausgeklammert, 

ebenso wie im gerade vom 

Bundesumweltministerium 

präsentierten Nationalen Ent-

sorgungsprogramm (NaPro). 

Es wäre auch im Interesse des 

Auftraggebers, der Abfallwirt-

schaftgesellschaft des Neckar-

Odenwaldkreises, seiner Be-

schäftigten sowie der Bevöl-

kerung gewesen, wenn das 

Öko-Institut e.V. diese über die 

bekannten Unklarheiten, Unsi-

cherheiten, verschiedenen Risi-

kobeurteilungen sowie frag-

würdige Annahmen bei der 

Freigaberegelung aufgeklärt 

hätte. Das hat es aber nicht. 

Hier stellt sich zudem die Fra-

ge, wer befugt ist, über die 

Höhe einer zu akzeptierende 

Zahl von Menschenopfern zu 

befinden. Wissenschaftliche 

Kriterien für eine Abwägung 

gibt es dazu nicht. Und kein 

Parlament hat bisher über ei-

nen derartigen Beschluß nach-

gedacht. Wer zudem dem Ver-

sprechen glaubt, diese Men-

schenopfer würden im „Rau-

schen der Statistik“ unterge-

hen und nicht nachweisbar 

sein, dürfte sich getäuscht se-

hen. Erinnert sei an den viel-

fachen Nachweis von Verän-

derungen im Geschlechterver-

hältnis Neugeborener, dem Phä-

nomen der „Verlorenen Mäd-

chen“ als Indikator für gene-

tische Einflüsse von als gering 

angesehenen Strahlenbelastun-

gen in der Umgebung von 

Atomanlagen und sogar durch 

die natürliche Hintergrundstrah-

lung.20  

Thomas Dersee 
Dr. Werner Neumann  

 

 

                                                  
20 vergl. zuletzt u.a. 

www.strahlentelex.de/Stx_15_68

6-687_S01-02.pdf  

www.strahlentelex.de/Stx_15_68

4-685_S07-09.pdf  

www.strahlentelex.de/Stx_15_68

2-683_S01-03.pdf  

www.strahlentelex.de/Stx_15_68

0-681_S01-03.pdf  

www.strahlentelex.de/Stx_15_67

8-679_S01-03.pdf  

www.strahlentelex.de/Stx_15_67

4-675_S04-06.pdf  

In Thüringen spricht man 

wieder von Altstandorten des 

Uranbergbaus. Nachdem in 

den letzten Jahren eine Ver-

niedlichung als ungefährliche 

Hinterlassenschaften des Uran-

bergbaus seitens der Fachäm-

ter und -ministerien üblich 

war, gab es mit der Neuaus-

richtung unter Regie der grü-

nen Landesministerin Anja 

Siegesmund Hoffnungen auf 

einen Paradigmenwechsel. Die 

neue Dreierkoalition Grüne/Lin-

ke/SPD vereinbarte die Neu-

bewertung der radiologischen 

Altlasten des DDR-Uranberg-

baus. Allerdings lief diese be-

reits seit drei Jahren, zurück-

zuführen in erster Linie auf 

das jahrelange Drängen des 

Kirchlichen Umweltkreises 

Ronneburg. Da sich aber das 

einfache Freimessen von Alt-

lasten durch bzw. beim Thü-

ringer Landesbergamt (TLBA) 

als Standard-Programm der 

Problemlösung bzw. -verdrän-

gung herausstellte, konnte nur 

eine politische Wende in Thü-

ringen eine Veränderung in 

der Herangehensweise bewir-

ken. Zu dieser kam es be-

kanntlich 2014 plötzlich und 

unvermutet. Anlass für den 

Umweltkreis, erneut aktiv zu 

werden und mit mehreren 

Schreiben an das neu konstitu-

ierte TMUEN1 auf die The-

matik aufmerksam zu machen. 

Eine aktuelle Altlast wurde 

mit Hilfe des Bundestagsabge-

ordneten Ralph Lenkert durch 

den Umweltkreis so aufberei-

tet, dass ein Überprüfungsver-

fahren auf den Weg gekom-

men ist, das von der bisheri-

gen   verborgenen  Praxis   des 

* Dipl.-Ing. Frank Lange, Kirch-

licher Umweltkreis Ronneburg, 

franklange44@web.de 
1 Thüringer Ministerium für Um-

weltschutz, Energie und Natur-

schutz 

TLBA abweicht. Nach Ablauf 

des Verfahrens wird der Um-

weltkreis hierüber gern öffent-

lich berichten. 

Inzwischen sind 23 Objektbe-

gehungen des TLBA im Thü-

ringer Wald und Schieferge-

birge abgeschlossen, circa 50 

sollen noch im ostthüringer 

Raum erfolgen. Die Ministe-

rin des TMUEN selbst teilte 

uns dazu mit: „Die dort ermit-

telten Expositionen liegen bei 

maximal 0,1 mSv/a und unter-

schreiten damit den Richtwert 

von 1 mSv/a deutlich. Im Er-

gebnis dieser radiologischen 

Neubewertung wurde festge-

stellt, dass bei keinem dieser 

untersuchten Objekte die der-

zeitige Nutzung (überwiegend 

forstwirtschaftlich) aus radio-

logischen Gründen einge-

schränkt werden muss. Diese 

Informationen wurden den be-

troffenen Kommunen als Trä-

ger öffentlicher Belange zur 

Verfügung gestellt.“ [1] Bis-

her erhielten Kommunen bzw. 

Eigentümer solcher Flächen 

Auskünfte bestenfalls auf An-

frage. Trotzdem ist eine sol-

che als „Neubewertung“ de-

klarierte  Aussage gefährlich, 

suggeriert sie doch absolute 

übergroße Sicherheit und lässt 

dabei das radioaktive Potential 

an Ort und Stelle nach wie vor 

völlig außer Acht. 

Bei den genannten 1 Millisie-

vert pro Jahr (mSv/a) handelt 

es sich nach Paragraph 46 der 

Strahlenschutzverordnung (§ 

46 StrlSchV) um den Grenz-

wert der effektiven Dosis 

durch Strahlenexposition für 

Einzelpersonen der Bevölke-

rung bei Tätigkeiten nach § 2 

Abs. 1 Nr. (1). Die Anwen-

dung als Richtwert durch die 

Mitarbeiter des Landesberg-

amtes lässt auf die Nutzung 

der „Berechnungsgrundlagen 

zur Ermittlung der Strahlen-

exposition infolge bergbaube-

dingte Umweltradioaktivität 

(Berechnungsgrundlagen – 

Bergbau)“ aus dem Jahre 2010 

schließen. Diese wiederum 

„(…) beschränken sich auf die 

Angabe von Verfahren zur 

Berechnung der bergbaube-

dingten Strahlenexposition. 

Sie enthalten keine materiel-

len Strahlenschutzanforderun-

gen wie z.B. Regelungen zu 

Sanierungszielen oder Anga-

ben, unter welchen Vorausset-

zungen Sanierungsmaßnahmen 

gerechtfertigt oder nicht ge-

rechtfertigt sind.“ [2] Daher 

sind die Berechnungsgrundla-

gen für die radiologische Neu-

bewertung von Altstandorten 

des Uranbergbaus ungeeignet, 

es sei denn neue Aktivitäten 

zum Beispiel bei erneutem 

Bergbau oder besser im Rah-

men von Sanierungen würden 

stattfinden. Deren Auswirkun-

gen würden mit den Berech-

nungsgrundlagen Bergbau 

festzustellen sein. 

Die fehlenden gesetzlichen 

Vorgaben zum Umgang mit 

den radioaktiven Hinterlassen-

schaften des Uranbergbaus 

sind unstrittig und bedürfen 

einer sinnvollen Regelung. 

Dazu gehört die Anwendung 

der vom Kirchlichen Umwelt-

kreis übrigens gemeinsam mit 

der heutigen Umweltministe-

rin in der Vergangenheit 

mehrfach kritisierten 1 mSv/a-

Regelung nicht. Daher sollte 

der Fortgang der laufenden 

Bewertung der Altstandorte 

des Uranbergbaus in jetziger 

Form umgehend gestoppt 

werden. Diese Bewertungen 

fallen in ihrer Handhabung 

sogar hinter die bei der Erstel-

lung des Altlastenkatasters 

angewandten Betrachtungs-

weise zurück. Die Mitarbeiter 

von Ministerium und Landes-

bergamt rühmen bei dieser ra-

diologischen „Neubewertung“ 

ihre konservative Herange-

hensweise. Beispiel: Die zum 

Ansatz gebrachten Aufent-

haltszeiten werden im Sinne 

von Abenteuerspielplätzen mit 

1000 Stunden Jahresaufent-

haltszeiten festgelegt. Die bei 
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